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Die Probleme der deutschen Klima- und Energiepoli8k werden immer offensichtlicher: Sie ist zu teuer, zu 
dirigis8sch, zu na8onal, zu kleinteilig, zu anmaßend. Die Transforma8on droht Staat, Bürger und Unterneh-
men zu überfordern. Es braucht eine Alterna8ve: StaI Vorgaben, Subven8onen und Verbote sollten vor-
nehmlich Preissignale die CO2-Reduk8on lenken. Kernaufgabe des Staates ist es, Kohlenstoffmärkte zu 
etablieren und interna8onal auszuweiten. Sobald die Preise ökologisch ehrlich sind, passen Verbraucher 
unabhängig von ihrer Einstellung zum Klimaschutz ihr Verhalten und ihre Produk8on effizient an, entwi-
ckeln Ingenieure neue Technologien und setzen Unternehmer diese in neue GeschäTsmodelle um. Das Re-
formdreieck einer bürgerlichen Klima- und Energiepoli8k ist marktwirtschaTlich, technologieoffen und in-
terna8onal koordiniert.  

Juni 2024 

 

• Die EU sollte die Emissionshandelssysteme für 
Industrie und Energiewirtscha@ sowie für Ge-
bäude und Verkehr verknüpfen, die Fokussie-
rung auf landesspezifische RedukKonsziele lo-
ckern und die Sektoren Landwirtscha@ und 
Landnutzung sowie NegaKv-Emissionen in das 
System integrieren.  

• Der Webfehler des Grenzausgleichmechanis-
mus (CBAM), wonach Exporte nicht von der 
CO2-Bepreisung befreit werden, sollte beho-
ben werden.  

• Mit den Einnahmen der CO2-Bepreisung soll-
ten etwa über eine Senkung der 

Einkommenssteuer, der Mehrwertsteuer oder 
der Netzentgelte Unternehmen und Bürger 
entlastet werden.  

• Vorgaben und Verbote etwa für den EU-Flot-
tenverbrauch, die Energieeffizienz, die öffentli-
che Beschaffung oder den Ausbau und die Ein-
speisung von Erneuerbaren Energien sollten 
deutlich heruntergefahren werden.  

• Stromnetz europäisch ausbauen, um die je-
weiligen Standortvorteile nutzen zu können.  

• Preisanreize sollten entscheiden, welche Tech-
nologien das Energieangebot erhöhen.  

ECKPFEILER 
BÜRGERLICHER KLIMA- UND ENERGIEPOLITIK 
NILS HESSE 
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Eckpfeiler einer bürgerlichen Klima- und Energiepoli7k 

von Nils Hesse 

 

Die deutsche Energie- und KlimapoliKk versucht dem sogenannten Zieldreieck aus Bezahlbarkeit, Umwelt-
verträglichkeit und Versorgungssicherheit zu folgen. Der Erfolg dieser PoliKk ist in allen drei Dimensionen 
begrenzt. 

Im Folgenden wird zunächst in einer Bestandsaufnahme gezeigt, warum die Ziele verfehlt werden (Teil I). 
Anschließend werden drei hinter der derzeiKgen PoliKk stehende, fehlgeleitete Paradigmen kurz beschrie-
ben (Teil II): Degrowth, Green Growth und Denial. In Teil III wird das Leitbild einer bürgerlichen Klima- und 
EnergiepoliKk mit den drei Pfeilern Marktwirtscha@lichkeit, Technologieoffenheit und internaKonale Ko-
ordinaKon vorgestellt, bevor in Teil IV daraus konkrete Handlungsempfehlungen abgeleitet werden. 
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1. DERZEITIGE KLIMA- UND ENERGIEPOLITIK 

Die derzeiKge Klima- und EnergiepoliKk verfolgt die Ziele des Zieldreiecks zu o@ mit falschen Instrumenten 
und trotz offensichtlicher Wechselwirkungen zu häufig isoliert. SubvenKonen wie der Umweltbonus oder 
Differenzverträge sowie unzählige Förderprogramme sollen Energie und Mobilität bezahlbar halten. Dabei 
wird stets betont, dass die enormen SubvenKonen für eine Übergangszeit als Brücke notwendig sind. Un-
klar bleibt allerdings, wohin diese Brücken führen sollen und wo ihr klimapoliKscher Nutzen liegt. Mit 
technologiefixierten Ausbauzielen etwa für Windkra@anlagen oder Elektroautos sollen naKonale Klima-
ziele erreicht und die Energieversorgung gesichert werden. Dabei zeigt sich, dass der derzeiKge Weg zu 
diesen poliKschen Zielen neue Probleme, AusweichreakKonen und Abhängigkeiten in allen drei Dimensi-
onen des Zieldreiecks schaf. 

 
1.1. Umweltverträglichkeit 

Umweltverträglichkeit sollen in Deutschland und der EU unterschiedliche Instrumente gewährleisten, wie 
das EEG, Flogengrenzwerte für den Verkehr, das DeutschlandKcket, Vorgaben im Vergaberecht, das Ge-
bäudeenergiegesetz, das Energieeffizienzgesetz, die EU-Taxonomie aber auch das EU-Emissionshandels-
system. Die Vielzahl dieser unterschiedlichen Instrumente führt zu widersprüchlichen Signalen und Anrei-
zen, zu großer Verunsicherung bei (potenziellen) Investoren und zu einem wachsenden Berg von Vorschrif-
ten. Diese Vorschri@en widersprechen nicht nur dem Ziel der Bezahlbarkeit und teilweise auch dem Ziel 
der Versorgungssicherheit, sondern auch dem Ziel der Umweltverträglichkeit und insbesondere dem der 
globalen CO2-RedukKon. Grund dafür sind sogenannte Verlagerungseffekte, durch die in einem Land oder 
Sektor eingesparte CO2-Emissionen in anderen Ländern oder Sektoren emihert werden.  

Die PoliKk gibt zu o@ vor, welche Technologien als umweltverträglich gelten und welche nicht. Dabei wer-
den o@ nicht der gesamte Lebenszyklus von Technologien und Produkten betrachtet und Wechselwirkun-
gen sowie Nebenwirkungen ignoriert. Mit effekKver und effizienter CO2-RedukKon und einem umfassen-
den Verständnis von NachhalKgkeit haben diese Vorgaben wenig zu tun. 

Drei Beispiele: 

• Fehlentscheidungen sind vorprogrammiert, wenn die CO2-Emissionen und der Ressourceneinsatz 
in der ProdukKon von E-Automobilien vernachlässigt werden. So verursachen etwa der Abbau von 
Lithium oder Kobalt massive Umweltprobleme. 

• Die CO2-RedukKon wird erschwert, wenn Unternehmen in Deutschland emihertes CO2 nicht 
speichern können und zudem der Export von CO2 in Länder wie Norwegen oder Dänemark unter-
sagt ist, wo heute bereits Lagerstägen gebaut und betrieben werden. 
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• Das Primat des naKonalen Ausbaus der erneuerbaren Energien kollidiert mit dem Natur- und 
Landscha@sschutz sowie dem Artenschutz, während der volaKle Strom auf keine ausreichend aus-
gebaute Netz- und Speicherinfrastruktur trif. 

 
1.2. Versorgungssicherheit 

Die besondere Herausforderung für die Versorgungssicherheit in Deutschland besteht in dem beispiello-
sen gleichzeiKgen AussKeg aus der Kohleverstromung und der Kernenergie. Da eher poliKsche als sachli-
che Gründe den AussKegspfad besKmmten, braucht es nun zur Sicherung der Versorgungssicherheit teure 
und etwa im Fall von Reserve-Kohlekra@werken auch CO2-intensive Ausgleichsmaßnahmen.  

Insbesondere der Strombedarf wird im Zuge der Elektrifizierung der Mobilität und der industriellen Pro-
dukKon weiter steigen. Um diesen Bedarf zuverlässig zu decken reicht es nicht aus, den Ausbau der erneu-
erbaren Energien zu subvenKonieren. Es braucht neue Stromtrassen und Offshore-Anbindungen, Speicher 
und Regeleingriffe ins Netz zum Ausgleich der täglichen Erzeugungsschwankungen sowie wigerungsunab-
hängige Erzeugungskapazitäten und Stromimporte zur Überbrückung von Dunkelflauten.  

Da der Ausbau der Netze und Speicher nicht schnell genug vorankommt, steigen – neben der Importab-
hängigkeit – die Gefahren für die Systemstabilität insbesondere in Süddeutschland. Während die Versor-
gungssicherheit sinkt, steigen die Kosten. Allein die Energiewende – der Ausbau erneuerbarer Energien, 
die Umstrukturierung der Netze und der Ausbau von Gaskra@werken und Energiespeicher – wird die Ver-
braucher und Steuerzahler nach Schätzungen des Handelsblag Research InsKtute in den kommenden zwei 
Jahrzehnten über eine Billion Euro kosten. Der marktwirtscha@liche Wegbewerb begrenzt nur in kleinen 
Nischen etwa über AukKonen diese hohen Kosten. Ansonsten lenkt ein Dickicht von Regulierungen und 
SubvenKonen InvesKKonsentscheidungen. 

 

1.3. Bezahlbarkeit 

Ähnlich wie bei den Zielen der Umweltverträglichkeit und der Versorgungssicherheit wird in Deutschland 
auch beim Ziel der Bezahlbarkeit mit zahlreichen Einzelmaßnahmen versucht, besKmmte Gruppen zu ent-
lasten, wobei die Lasten meist nur verschoben werden. So wird die ehemalige EEG-Umlage inzwischen 
vom Steuerzahler finanziert. Dies entlastet zwar Verbraucher und Unternehmen, belastet aber den Staats-
haushalt und verschleiert die Kosten. Auch für die zahlreichen Fördermaßnahmen, die aus dem Klima- und 
TransformaKonsfonds finanziert werden, muss der Staat auf die Einnahmen aus dem CO2-Handel zurück-
greifen, so dass diese nicht an Verbraucher und Unternehmen rückverteilt werden können. 

Diese Nullsummenspiele ändern nichts daran, dass deutsche Verbraucher im weltweiten Vergleich mit die 
höchsten Energiepreise zahlen. Zudem sind die diversen Förderprogramme, SteuervergünsKgungen und 
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vergünsKgten ZerKfikatszuteilungen an BesKmmungen und Auflagen geknüp@, die es zu erfüllen und staat-
lich zu überwachen gilt. So müssen Unternehmen, die in Europa als klimaneutral eingestu@en Wasserstoff 
herstellen wollen, nachweisen, dass der Strom für die Wasserstoffelektrolyse nicht aus bestehenden Wind- 
oder Photovoltaikparks stammt. Zudem muss die Wasserstoffelektrolyse in engem zeitlichem Zusammen-
hang zur Stromerzeugung der Erneuerbaren-Anlagen stehen. Auflagen wie diese verkomplizieren und ver-
teuern den Aumau einer Wasserstoff-Infrastruktur und schränken das Angebot an „grünem“ Wasserstoff 
massiv ein. 

AnalyKsch wird das o.g. Zieldreieck aus Umweltverträglichkeit, Versorgungssicherheit und Bezahlbarkeit 
häufig um eine vierte Dimension der gesellschaTlichen Akzeptanz ergänzt. In dem Maße, in dem die ers-
ten drei Ziele verfehlt werden, geht auch die gesellscha@liche Akzeptanz verloren. Besonders bürgerliche 
Wählergruppen nehmen die Klima- und EnergiepoliKk zunehmend als übergriffig, inkonsistent, wirkungs-
los und teuer wahr. Ohne effizientere, internaKonalere, effekKvere und freiheitlichere AlternaKven wer-
den sich immer mehr bürgerliche Wähler gegen jegliche Form der KlimapoliKk wenden. 
 

2. FALSCHE ANSÄTZE: „GREEN GROWTH“, „DEGROWTH“ UND „DENIAL“ 

Verteidiger der derzeiKgen TransformaKonspoliKk, radikale WachstumskriKker und erbigerte Gegner ei-
ner ambiKonierten KlimapoliKk verkämpfen sich in der aufgeregten Debage und finden nicht aus dem 
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ideologischen Dreieck von „Green Growth“, „Degrowth“ und „Denial“ heraus. „Green Growther“ erhoffen 
sich Wirtscha@swachstum durch massive staatliche InvesKKonen in erneuerbare Energien und CO2-neut-
rale ProdukKonsprozesse. „Degrowther“ und „Doomer“ sehen dagegen ein Schrumpfen der Volkswirt-
scha@en als notwendig an, um das Überschreiten der biophysikalischen Grenzen des Wachstums und den 
angeblich drohenden Weltuntergang zu verhindern. „Denier“, oder besser: KlimapoliKkverweigerer, wie-
derum halten das Ziel einer globalen CO2-RedukKon für falsch und unnöKg. Alle Ansätze sind irreführend 
und nicht geeignet, um die Klima- und EnergiepoliKk einer IndustrienaKon wie Deutschland daran auszu-
richten. 

Der „Green-Growth-Ansatz“ unterschätzt die Zielkonflikte, die zwischen und innerhalb der einzelnen Ziel-
dimensionen bestehen und überschätzt den ProdukKvitäts- und Wachstumsschub durch den Austausch 
des bestehenden Kapitalstocks durch einen emissionsärmeren Kapitalstock. Der „Degrowth-Ansatz“ un-
terschätzt die Anpassungs- und InnovaKonsfähigkeit der Menschen und wie wichKg die KoordinaKons-
funkKon des Marktes und wirtscha@liches Wachstum für eine auch in Zukun@ lebenswerte Gesellscha@ 
sind. Der „Denial-Ansatz“ schließlich unterschätzt die wissenscha@lich belegten Gefahren einer durch die 
Verbrennung fossiler Rohstoffe angeheizten Klimaerwärmung. 

Trotz ihrer offensichtlichen Schwächen prägen alle drei Ansätze die gegenwärKge KlimapoliKk und 
Klimadebage in Deutschland. Der „Green-Growth-Ansatz“ steht hinter vielen SubvenKonen und Förder-
programmen, die auch mit dem Ziel des Wirtscha@swachstums und der Sicherung von Arbeitsplätzen be-
gründet werden. Der „Degrowth-Ansatz“ steht hinter vielen Verboten, Regulierungen und Verzichtsaufru-
fen. Ein etwa von der AfD vertretener „Denial-Ansatz“ hat bislang zwar noch wenig poliKschen Einfluss. 
Doch vielen Entscheidungen und Debagenbeiträge fehlt eine klimapoliKsche Ernstha@igkeit, über Sym-
bolpoliKk hinaus wirklich bei der RedukKon der globalen CO2-Emissionen voran zu kommen.  So schreckt 
die PoliKk vor deutlichen CO2-Preissignalen zurück und treibt internaKonale CO2-Bepreisungssysteme nur 
zurückhaltend voran.1 

Jeder dieser Ansätze ist für sich genommen problemaKsch, im Zusammenspiel verstärken sich ihre nega-
Kven Effekte noch und haben Nullwachstum bei staatlicher Steuerungsüberforderung und einem weltwei-
ten AnsKeg der Emissionen zur Folge. Getrieben von tagespoliKschen Erwägungen, laviert die PoliKk zwi-
schen den drei falschen Ansätzen, und setzt auf kleinteiliges, räumlich und sektoral eng begrenzt wirken-
des Mikromanagement. Das Ergebnis dieser PoliKk sind nicht wegbewerbsfähige Energiepreise, eine 
wachsende Abhängigkeit von Rohstoffen z. B. aus China und von Energieimporten etwa aus Frankreich, 
ohne dass Deutschland damit spürbar den AnsKeg der weltweiten CO2-Emissionen bremst. Das 

 

1 Dies zeigte sich etwa, als die Erhöhung des CO2-Preises im deutschen Brennstoffemissionshandel 2023 ausgesetzt 
wurde. Fraglich ist, ob die Politik eine Marktöffnung des Brennstoffemissionshandels bzw. des ab 2027 startenden 
EU-Emissionshandelssystems II durchhält, wenn die Preise deutlich steigen. 
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beispiellose Experiment, die Energieversorgung einer IndustrienaKon innerhalb weniger Jahrzehnte über 
eng begrenzte Korridore von oben herab umzubauen, ist zum Scheitern verurteilt. 

Dass Ziele und Zwischenziele regelmäßig verfehlt werden, ist dabei nur ein Teil des Problems. Die viel 
grundsätzlichere Frage ist, ob die derzeiKge PoliKk überhaupt die richKgen Ziele verfolgt. Fehlentwicklun-
gen erkennt sie zu spät, Raum zum Umdenken ist nicht vorgesehen. Viele Ideen, die außerhalb der abge-
steckten Korridore liegen, bleiben ungenutzt. Eine ergebnisoffene Debage über Ziele, Technologien und 
Instrumente findet kaum stag, stagdessen verengen planwirtscha@liches Denken, Moralisierung und Po-
larisierung den Diskussionsraum. Radikale Klimaschützer stellen unser demokraKsches und im Kern markt-
wirtscha@liches Wirtscha@s- und Gesellscha@smodell in Frage. Unternehmen leiden unter hohen Energie-
preisen und steigenden regulatorischen Anforderungen. Der doppelte AussKeg aus Kohle und Atom sowie 
das geplante Verbot des Verbrennungsmotors gefährden den Industriestandort Deutschland und erhöhen 
die Abhängigkeit von kriKschen Rohstoffen. Es stellt sich die Frage, woher der regeneraKve Strom für die 
Elektrifizierung von Industrie, Wärme und Mobilität kommen soll und wie deutsche Ingenieure Technolo-
gien wie Kernenergie, Kernfusion oder CCS vorantreiben sollen, wenn deren Einsatz in Deutschland ver-
boten oder erschwert wird.  

Zusammengenommen widerspricht die derzeiKge PoliKk dem Prinzip der NachhalKgkeit, die verstanden 
werden muss als eine dauerha@ tragfähige und menschenwürdige Entwicklung in Gesellscha@, Wirtscha@ 
und Umwelt und damit auch die finanzielle Nachhal0gkeit umfasst. 
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3. LEITBILD UND KRITERIEN EINER BÜRGERLICHEN KLIMA- UND ENERGIEPOLITIK 

R21 setzt dem poliKschen Mikromanagement und der polarisierten Klimadebage einen ganzheitlichen 
bürgerlichen Ansatz entgegen, um die Ziele Versorgungssicherheit, Bezahlbarkeit und Umweltverträglich-
keit mit marktwirtscha@lichen LeiKnstrumenten sowie wirklich technologieoffenen und internaKonal ab-
gesKmmten Rahmenbedingungen zu erreichen. Marktwirtscha@liche Ausrichtung, Technologieoffenheit 
und internaKonale KoordinaKon sind die drei Kriterien eines Leitbildes, an denen sich nach unserer Über-
zeugung die Klima- und EnergiepoliKk eines in globale Märkte und internaKonale Staatengemeinscha@en 
eingebundenen Industrielandes orienKeren muss, wenn es dies auch kün@ig bleiben will. 

 

Jedes einzelne Kriterium einer bürgerlichen Klima- und EnergiepoliKk trägt sowohl zur Umweltverträglich-
keit, Versorgungssicherheit und Bezahlbarkeit bei: 

• Nur eine internaKonal koordinierte Klima- und EnergiepoliKk erreicht globale Klimaziele, sichert 
die Versorgung mit grundlassähiger Energie und erweitert das Angebot an bezahlbarer Energie. 

• Eine technologieoffene Klima- und EnergiepoliKk invesKert in Forschung und Entwicklung, um 
technologische Durchbrüche wahrscheinlicher zu machen, die zur Lösung des globalen Klimapro-
blems beitragen.  
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• Eine marktwirtscha@liche Klima- und EnergiepoliKk sorgt dafür, dass sowohl die Energieversor-
gungssicherheit als auch die CO2-RedukKon möglichst wenig kosten. 

 

3.1. MarktwirtschaTliche Ausrichtung 

Um das Ziel der Bezahlbarkeit zu erreichen, sollten marktwirtscha@liche Instrumente die CO2-Vermeidung 
organisieren. Nur wenn CO2-Preise die Vermeidungsentscheidung steuern, wird die nächste vermiedene 
Tonne CO2 an der Quelle eingespart, an der die geringsten Vermeidungskosten entstehen. 

Ein solcher Preis ergibt sich über das LeiKnstrument einer bürgerlichen KlimapoliKk, einem Emissionshan-
delssystem (auch „EU Emissions Trading Scheme“, kurz: EU ETS). Dabei wird eine poliKsch vorgegebene, 
jährlich sinkende Emissionsobergrenze (CAP oder Mengendeckel) effekKv erreicht. Wer Treibhausgase 
ausstoßen will, muss eine entsprechende Menge an EmissionszerKfikaten vorhalten. Nicht genutzte Emis-
sionsrechte können frei gehandelt werden, so dass sich ein Preis für den Ausstoß von Treibhausgasen bil-
det. Durch die unsichtbare Hand der Preissignale sorgt der Emissionshandel dafür, dass Emissionen dort 
eingespart werden, wo dies zu den geringsten Kosten effizient möglich ist. EffekKver und effizienter als mit 
dem Emissionshandel lässt sich Klimaschutz nicht erreichen. Dabei ist ein Emissionshandelssystem umso 
effekKver, je mehr Sektoren und Länder er umfasst und je weniger er von ordnungsrechtlichen Maßnah-
men überlagert wird, die das Preissignal des ETS verzerren. 

Mit transparenten Vermeidungs- und Klimaanpassungskosten 

• könnten Ziele gegeneinander abgewogen und teure Irrwege frühzeiKg beendet werden, 

• könnten viele Fachkrä@e sich sinnvolleren TäKgkeiten widmen, als immer komplexere, von 
oben vorgegebene Energie-, Mobilitäts- und Wärmewenden zu administrieren,  

• würde die Klimaregulierung weniger Mitarbeiter in Unternehmen und Behörden binden,  

• müssten weniger Klima- und Energielobbyisten um Fördergelder und Ausnahmeregeln strei-
ten, 

• könnten die Wähler entscheiden, wie viel ihnen effekKver Klimaschutz wert ist, 

• stünden klimabewegte Verbraucher nicht mehr vor der unlösbaren Aufgabe, die Auswirkun-
gen ihrer Kaufentscheidungen auf die weltweiten CO2-Emissionen abzuschätzen,  

• hägen klimaunbewegte Verbraucher keine Möglichkeit mehr, die mit ihren Entscheidungen 
verbundenen Umweltkosten auf die Allgemeinheit abzuwälzen, 

• könnten die Verbraucher selbst entscheiden, ob sie bei steigenden Preisen ihren Fleischkon-
sum reduzieren, weniger fliegen oder ihr Verbrenner-Auto überdenken, stag sich solche Ent-
scheidungen vom Staat vorschreiben lassen zu müssen. 
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3.2. Technologieoffenheit 

Welche Lösungen und Technologien in den nächsten Jahren in welchem Maße eingesetzt werden, um 
Treibhausgasemissionen zu senken oder der Atmosphäre zu entziehen, ist noch offen. Viele von ihnen sind 
noch von der Marktreife ensernt, einige vermutlich noch unbekannt. Keiner kann mit Sicherheit vorher-
sagen, ob wir in 30 Jahren verbreitet Kernfusion betreiben, Öl aus Algen gewinnen oder neue Möglichkei-
ten zur Speicherung von Energie entdecken. Gelingt es, einen marktwirtscha@lichen Wegbewerbsrahmen 
und ein umfassendes Preissystem zu schaffen, setzen sich die Technologien durch, die CO2 zu den gerings-
ten Kosten einsparen.   

Echte Technologieoffenheit erfordert, dass der Wegbewerb um die beste Lösung auch dort nicht verzerrt 
wird, wo der Staat etwa beim Aumau der Infrastruktur oder bei der Grundlagenforschung den Emissions-
handel unterstützt und ergänzt. Stag technologische OpKonen wie die Kernkra@ oder Fracking vorschnell 
vom Tisch zu nehmen, sollte Deutschland bestehende PotenKale nutzen und das Wissen im Land halten, 
um neue PotenKale zu schaffen und das Energieangebot zu vergrößern. Offen sollte Deutschland zudem 
gegenüber Technologien wie Carbon Capture and Storage (CCS) sein, was insbesondere der Industrie hel-
fen kann, Emissionen einzusparen.   

Staatliche InvesKKonen sollten sich auf die Erforschung neuer und nicht auf die SubvenKonierung beste-
hender Technologien konzentrieren, um in einem ersten Schrig Dekarbonisierungstechnologien voranzu-
bringen und sie in einem zweiten Schrig der Welt zur großflächigen EmissionsredukKon bereitzustellen. 
InvesKKonszuschüsse sind Betriebskostenzuschüssen stets vorzuziehen. 

Zudem müssen wir uns auf Szenarien einstellen, in denen es der internaKonalen Gemeinscha@ nicht ge-
lingt, die Klimaerwärmung wie angestrebt zu begrenzen. Einen Großteil der Anpassungen an den Klima-
wandel werden die Menschen von selbst vornehmen. Doch auch der Staat kann zur Klimaanpassung bei-
tragen, etwa durch besseren Hochwasserschutz, klimarobustere Wälder, ausgefeiltere Frühwarnsysteme 
für Naturkatastrophen oder eine angepasste Städteplanung. Auch an Geo-Engineering sollte für den Not-
fall weiter geforscht werden, auch wenn die Technik noch lange nicht weit genug ist, um eingesetzt zu 
werden. 

3.3. Interna8onale Koordina8on 

Klimawandel ist ein globales Problem und muss entsprechend global gedacht werden. Dem Klima ist es 
egal, wo CO2 entsteht und wo es eingespart wird. Der Emissionshandel bietet für eine global ausgerichtete 
KlimapoliKk exzellente Voraussetzungen, denn er trennt die Frage, wo Emissionen vermieden werden, von 
der Frage, wer die Vermeidungskosten trägt. Mit einem globalen Emissionshandel könnte die Vermeidung 
dort erfolgen, wo sie zu minimalen Kosten möglich ist (beispielsweise in südlichen Ländern), und sie 
könnte zugleich von den reichen Ländern des Nordens bezahlt werden. Möglich wäre das, indem die är-
meren Länder mit niedrigen Vermeidungskosten Emissionsrechte kostenlos erhalten und diese dann, 

https://www.fdp.de/forderung/co2-kreislaufwirtschaft-schaffen
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nachdem sie ihre günsKgen Vermeidungsbedingungen genutzt haben, gewinnbringend an die reichen 
nördlichen Länder verkaufen. In der Anfangsphase könnte eine InsKtuKon mit einem Entwicklungsmandat 
ein Monopol für den Handel mit EmissionszerKfikaten zwischen dem Norden und dem Süden erhalten. Als 
Arbitrageur könnte diese InsKtuKon die Einnahmen aus dem Verkauf von EU-ETS-ZerKfikaten in grüne 
Technologien, den Aumau der notwendigen Infrastruktur vor Ort oder in den Schutz von Regenwäldern 
invesKeren.  

Die EU hat mit ihrem ETS I bereits einen herausragenden ersten Schrig geleistet, das ETS II steht vor der 
Tür. Mit dem entsprechenden poliKschen Willen kann die deutsche Bundesregierung globale Partnerschaf-
ten etwa mit den USA bzw. den dort für das Instrument offenen Bundesstaaten vorantreiben. Eine solche 
Allianz könnte auch China beeindrucken, das für über 30 Prozent der weltweiten Treibhausgasemissionen 
verantwortlich ist. Allerdings bedarf es auch des klugen Einsatzes von Instrumenten wie eines Grenzaus-
gleichmechanismus, um dieses Projekt voranzubringen. Grenzausgleichmechanismen wirken der mit stei-
genden Emissionshandelspreisen wachsenden Gefahr entgegen, dass Emissionen in Regionen ohne CO2-
Preis verlagert werden und sie sorgen - bei allen prakKschen Herausforderungen in der Umsetzung - dafür, 
dass internaKonale KooperaKonslösungen erreicht werden. Denn Länder ohne eine eigene CO2-Beprei-
sung werden durch solche Mechanismen vor die Wahl gestellt, Geld an andere Staaten oder Staatenge-
meinscha@en zu zahlen oder über eine eigene CO2-Bepreisung das Geld im eigenen Haushalt zu verbu-
chen.  

Eine neue KlimapoliKk muss den Willen haben, internaKonale Lösungen zu finden. Ohne internaKonale 
Lösungen wird die Klimaerwärmung nicht aufzuhalten sein. Es gibt ermuKgende Anzeichen, dass wir uns 
solchen Lösungen nähern. Es gibt immer mehr Länder wie China, die CO2 bepreisen, und immer mehr 
Formate wie den Klimaclub der G7, in denen die verschiedenen Bepreisungssysteme koordiniert und ver-
knüp@ werden können. Um diesen Weg weiter zu gehen, sollten wir alle klimapoliKschen Instrumente 
darauxin überprüfen, ob sie internaKonale KooperaKon wahrscheinlicher machen oder ob sie CO2-
Emissionen nur verlagern. 
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4. AUSBLICK: WAS IST ZU TUN? 

Um die derzeiKge KlimapoliKk marktwirtscha@lich, technologieoffen und internaKonal auszurichten, 
reicht es nicht, an einigen Stellschrauben zu drehen und bestehende Instrumente durch zusätzliche Instru-
mente zu ergänzen. Eine bürgerliche Klima- und EnergiepoliKk muss viele der bisherigen kleinteiligen und 
naKonal ausgerichteten TransformaKonsinstrumente ersetzen.  

4.1. Lei8nstrument Emissionshandel 

LeiKnstrument einer bürgerlichen Klima- und EnergiepoliKk ist der Emissionshandel. Er ist marktwirt-
scha@lich und technologieoffen und sorgt dafür, dass Verursacher für die mit ihren Emissionen verbunde-
nen Kosten auyommen – ergänzt um Grenzausgleichmechanismen nicht nur in Deutschland und der EU, 
sondern möglichst weltweit. Die EU sollte bei der Reform seiner Emissionshandelssysteme ab 2030 die 
Systeme für Industrie und Energiewirtscha@ (ETS I) sowie für Gebäude und Verkehr (ETS II) verknüpfen, 
die Fokussierung auf landesspezifische RedukKonsziele beenden und die Sektoren Landwirtscha@ und 
Landnutzung ebenso wie NegaKvemissionstechnologien wie CCS in das System integrieren. Der Webfehler 
des Grenzausgleichmechanismus (CBAM), wonach Exporte nicht von der CO2-Bepreisung befreit werden, 
sollte behoben werden.  

4.2. Globales Klimaproblem global angehen 

In dem Maße, in dem der Emissionshandel und globale Klimaziele in den Vordergrund rücken, sollten 
kleinteilige Regulierungen und naKonale Sektorziele in den Hintergrund rücken. Wenn alle CO2-Emigen-
ten einen CO2-Preis zahlen, ist es unerheblich, aus welcher Quelle die Emissionen kommen. Auf naKonaler 
Ebene war es richKg, die Sektorbetrachtung im Klimaschutzgesetz zu flexibilisieren, auf europäischer 
Ebene sollte die Flexibilität, die der Lastenausgleich ermöglicht, weiter genutzt werden und auf globaler 
Ebene sollten Emissionshandelssysteme verknüp@ und unter einen gemeinsamen Mengendeckel vereint 
werden.  

Zudem gilt es, alle Register der KlimadiplomaKe zu ziehen, um in einem ersten Schrig gemeinsam mit den 
USA an der CO2-Intensität geknüp@e und auch migelständische Unternehmen handhabbare Grenzaus-
gleichmechanismen zu etablieren. Die Gespräche über eine globale Vereinbarung über nachhalKgen Stahl 
und nachhalKges Aluminium GASSA (Global Arrangement on Sustainable Steel and Aluminium) könnten 
hierzu einen Rahmen bieten und die Anreize für Länder wie China oder Indien erhöhen, sich einer global 
abgesKmmten CO2-Bepreisung anzuschließen.  
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4.3. Energieangebot ausweiten 

Die Vorteile der europäischen und internaKonalen Arbeitsteilung sollten nicht nur bei der RedukKon von 
CO2-Emissionen, sondern auch bei der Energieerzeugung stärker genutzt werden. Deutschland sollte 
seine Standortnachteile bei der ProdukKon von Wind- und Sonnenstrom nicht dauerha@ durch Subven-
Konen ausgleichen, sondern stärker den Bezug von Energie aus möglichst vielen verschiedenen Lieferlän-
dern ermöglichen. Konkret sollte das europäische Stromnetz ausgebaut und Energiepartnerscha@en for-
ciert werden. 

Für einen resilienten Energiemix zu wegbewerbsfähigen Preisen sind zusätzliche Erzeugungsanlagen not-
wendig. Dazu gehören erneuerbare Energien wie auch wegerunabhängige Energieträger. In erster Linie 
sollten die Preisanreize insbesondere des Emissionshandels besKmmen, welche Technologien sich durch-
setzen. Ergänzend sollten möglichst marktkonform allenfalls InvesKKonen bezuschusst werden, nicht Be-
triebskosten. Eine zukün@ige Förderung über das EEG ist verzichtbar.  

4.4. Förderprogramme prüfen, Steuern und Abgaben senken 

Die Einnahmen der CO2-Bepreisung sollten etwa über eine Senkung der Einkommenssteuer, der Mehr-
wertsteuer und der Netzentgelte an Unternehmen und Bürger zurückgegeben werden. Diese Rückgabe 
der Einnahmen ist keine umverteilende Wohltat des Staates, sondern integraler Bestandteil einer Klimapo-
liKk, die weniger auf staatliche Lenkung und mehr auf marktwirtscha@liche Anreize setzt. 

Weitere Entlastungsspielräume eröffnen sich, wenn die zahlreichen Förderprogramme und SubvenKonen 
darauxin überprü@ werden, ob sie wirklich InnovaKonen und technologische Durchbrüche befördern 
oder nur Renten für gut organisierte Eigentümer bestehender Technologien ermöglichen. SubvenKonen 
für Hersteller von Solarzellen und E-Automobile braucht es ebenso wenig, wie das DeutschlandKcket. Eine 
mit dem DeutschlandKcket eingesparte Tonne CO2 kostet den Staat etwa 6.000 Euro, etwa 100mal so viel 
wie der Preis eines ZerKfikats im europäischen Emissionshandelssystem. Das Geld wäre in der Grundla-
genforschung oder beim Aumau grundlegender Infrastruktur besser angelegt. Konkret sollte Deutschland 
wieder in die kerntechnische Forschung einsteigen und die Forschung zur Fusionsenergie intensivieren, 
Einschränkungen für den Markthochlauf von regeneraKven Treibstoffen beseiKgen und das Fracking-Ver-
bot auxeben.   

4.5. Weniger Verbote und Vorgaben 

Verbrennermotoren oder Ölheizungen müssen nicht verboten werden, wenn ihre Emissionen von einem 
Handelssystem mit Mengendeckel umfasst sind. Vorgaben für den EU-Flogenverbrauch, die Energieeffizi-
enz, die öffentliche Beschaffung oder den Ausbau und die Einspeisung von Erneuerbaren Energien können 
abgeschaf werden. Wenn die Bürger sehen, dass die Klima- und EnergiepoliKk weniger komplex, 
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übergriffig und teuer wird, akzepKeren sie eher das LeiKnstrument des Emissionshandels. Diese Akzeptanz 
muss schnell aufgebaut werden, damit die PoliKk eine Marktöffnung des ab 2027 startenden EU-Emissi-
onshandelssystems II auch durchhält.  

Der Weg über marktwirtscha@liche, technologieoffene und internaKonal anschlussfähige klimapoliKsche 
Instrumente zu weltweit sinkenden CO2-Emissionen mag steinig und holprig sein, einen besseren Weg 
gibt es aber nicht.  
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Diese Veröffentlichung der Denkfabrik für neue bürgerliche PoliKk dient ausschließlich der InformaKon. 

Im Allgemeinen wird in dieser PublikaKon das genus commune verwendet. Das heißt: Die verwendeten 
Personen- und Berufsbezeichnungen sind auf alle Geschlechter bezogen.  

Für hilfreiche Anmerkungen dankt der Autor Friedrich Breyer, MarKn Wiesmann, Jochen Andritzky und 
vielen anderen Unterstützern aus dem R21-Netzwerk. 
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